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Während die Erholung der irischen Wirtschaft voranschreitet, ist Irlands Unterstützung für
die Europäische Union weiterhin groß. Wichtige Wachstums- und Outputindikatoren sind
positiv  und  Irland  zählt  derzeit  zu  den  leistungsstärksten  EU-Volkswirtschaften.  Der
Zuspruch der Öffentlichkeit für Irlands EU-Mitgliedschaft  blieb trotz der  Entscheidung
des Vereinigten Königreichs, die Europäische Union zu verlassen, stabil. 

Allerdings sind die positiven wirtschaftlichen Entwicklungen durch zwei wesentliche
Faktoren  gefährdet:  Erstens  wurden  die  Steuerabkommen Irlands  mit  Apple  durch  die
Entscheidung der  Europäischen Kommission im August  2016 für  rechtswidrig erklärt.1

Inmitten von Ängsten vor den Auswirkungen dieser Entscheidung auf zukünftige ausländi-
sche  Direktinvestitionen  hat  die  Regierung  diese  in  einem laufenden  Rechtsverfahren
angefochten. Zweitens sorgt die Entscheidung Großbritanniens zum EU-Austritt (Brexit)2

für große politische Bedenken und wird als Gefahr für die wirtschaftlichen und politischen
Interessen Irlands gesehen. Dem irischen Taoiseach, Enda Kenny, folgte im Juni 2017 Leo
Varadkar im Amt. Während seiner Amtszeit setzte sich Kenny vehement für die Priorisie-
rung der  irischen  Interessen  in  den  Brexit-Verhandlungen ein;  Varadkar  hat  sich  dazu
verpflichtet, diese Bemühungen fortzusetzen. 

Wirtschaft

Irland hat das Defizitverfahren der Europäischen Union 2016 verlassen, bleibt aber Teil
des „präventiven“ Zweigs des Stabilitäts- und Wachstumspakts. Auch die aktuellen Wirt-
schaftsindikatoren weisen positive Zahlen aus: Die irischen Wachstumsraten werden auf
über 3 Prozent für 2017 und 2018 geschätzt,  die Arbeitslosigkeit  liegt  unter dem EU-
Durchschnitt und die Binnennachfrage wächst. Zudem hat Irland zum ersten mal seit 2009
eine Nettozuwanderung verzeichnet. Die staatliche Bruttoverschuldung ist auf einem stabi-
len  Abwärtstrend.3 Dies  täuscht  jedoch  nicht  über  andauernde  strukturelle  Heraus-
forderungen hinweg: Die Verschuldung im Privatsektor bleibt hoch, ebenso der Anteil not-
leidender  Banken,  Immobilienpreise  steigen  weiter  an,  Raumplanung  und
Infrastrukturversorgung  sind  schwierig  und  Ausgaben  für  Forschung und  Entwicklung
niedrig.

Die länderspezifischen Empfehlungen der Union für Irland sehen mehrere Maßnahmen
für 2017 und 2018 vor, um die strukturellen Herausforderungen anzugehen:

(1)  Verwendung  unerwarteter  Gewinne  wie  beispielsweise  Erträge  aus  Anlage-
verkäufen, um den Abbau der gesamtstaatlichen Schuldenquote zu beschleunigen; Begren-
zung des Ausmaßes und der Anzahl von Steueraufwendungen und eine Erweiterung der
Steuerbemessungsgrundlage.

* Übersetzt aus dem Englischen von Julia Klein und Joshua Schlupkothen.
1 Siehe auch den Beitrag „Wettbewerbspolitik“ in diesem Buch.
2 Siehe auch die Beiträge „Brexit“ und „Vereinigtes Königreich“ in diesem Buch.
3 European Commission: Country Report Ireland, SWD(2017) 73 final.
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(2) Zielgerichtete Regierungsausgaben durch Priorisierung von öffentlichen Mitteln für
Verkehr, Wasserversorgung und Innovation, vor allem in der Unterstützung von kleinen
und mittleren Unternehmen; Verbesserung der sozialen Infrastruktur, einschließlich Sozial-
wohnbau und qualitativer Kinderbetreuung; Verabschiedung eines Pakets von Maßnahmen
zur Verbesserung der Aussicht auf Anstellung für gering Qualifizierte und Haushalte mit
niedriger Erwerbsintensität.

(3) Förderung einer dauerhaften Reduzierung von notleidenden Bankenkrediten.4

Die irische Wirtschaft sieht sich auch mit einigen Bedrohungen aufgrund externer Schocks
in Verbindung mit dem internationalen Besteuerungsumfeld konfrontiert. Dies ist in Folge
der Entscheidung der Kommission gegen Irland zur Besteuerung von Apple im August
2016 besonders deutlich geworden. Im Vergleich zu anderen Mitgliedsstaaten hat Irland
mit 12,5 Prozent einen der niedrigsten Körperschaftssteuersätze, der den Grundstein der
irischen Industrie- und Unternehmenspolitik darstellt und zur Transformation und Moder-
nisierung der Industrie beitrug. Die daraus resultierende große Anzahl an ausländischen
Direktinvestitionen und Unternehmen, die sich in ausländischem Besitz befinden, sind für
ungefähr ein Viertel der Wirtschaftsaktivität in Irland und für einen Großteil der Brutto-
wertschöpfung in der gewerblichen Wirtschaft verantwortlich.5

Im August 2016 entschied die Kommission, dass die Steuervorteile von Apple in Irland
rechtswidrig seien:  Zwei irische Steuerregelungen haben die Steuerlast  für Apple zwei
Jahrzehnte lang künstlich reduziert, was einen Bruch mit dem EU-Beihilferecht darstelle,
weshalb Apple bis zu 13 Mrd. Euro plus Zinsen nachzahlen müsse. 

Anfänglich waren sich Mitglieder der Regierung um Fine Gael, der größten Koalitions-
partei, uneinig darüber, wie man auf die Entscheidung reagieren sollte. Fine Gael sah den
Entscheid als ernsthaft schädigend für die grundlegenden Interessen Irlands. Das irische
Finanzministerium äußerte, dass „die Kommission (...) ihre Befugnisse überschritten und
in die nationale Steuersouveränität eingegriffen [habe].“6 Jedoch waren auch unabhängige
Mitglieder der Koalition und des Parlaments mit der geringen Steuerverbindlichkeit für
Apple und der Rolle des Staates dabei unzufrieden.

Um Irlands künftiges Investitionsumfeld zu schützen, hat die Regierung vorgeschlagen,
Berufung gegen die Entscheidung der Kommission einzulegen und Apples Steuernachzah-
lung abzulehnen. Das Thema hat die öffentliche Meinung in Irland stark gespalten. Nach
Jahren  ernster  wirtschaftlicher  Not  hinterfragten  viele  die  Vorteile  eines  Steuerabkom-
mens,  das  möglicherweise  die  Steuerzahlungen  von  reichen  Unternehmen  minimiert.
Andere waren sehr daran interessiert,  dass Irland die 13  Mrd. Euro Steuernachzahlung
akzeptiert, um Defizite im öffentlichen Dienst anzugehen.7

4 European Commission: Recommendation for a Council Recommendation on the 2017 National Reform
Programme of Ireland and delivering a Council opinion on the 2017 Stability Programme of Ireland,
COM(2017) 507 final.

5 Department of Finance: Economic Impact of the Foreign-Owned Sector in Ireland, October 2014, abruf-
bar  unter: http://www.budget.gov.ie/Budgets/2015/Documents/Economic%20Impact%20of%20the%20F
DI%2 0sector.pdf (letzter Zugriff: 10.7.2017).

6 Department of Finance: Apple State Aid Case Explanation of the main lines of argument in Ireland’s an-
nulment  application  lodged  with  the  General  Court  of  the  European  Union  on  9  November  2016,
18.12.2016,  abrufbar  unter: http://www.cfe-eutax.org/sites/default/files/Summary%20of%20Irish%20A
ppeal%20Grounds.pdf (letzter Zugriff: 10.7.2017).

7 Es ist jedoch wahrscheinlich, dass die 13 Mrd. Euro an Steuererleichterungen als unerwartetes Geschenk
gesehen werden und es Einschränkungen bei der Verwendung für aktuelle Ausgaben geben wird. 

518 Jahrbuch der Europäischen Integration 2017

http://www.budget.gov.ie/Budgets/2015/Documents/Economic%20Impact%20of%20the%20FDI%25
http://www.cfe-eutax.org/sites/default/files/Summary%20of%20Irish%20Appe
http://www.cfe-eutax.org/sites/default/files/Summary%20of%20Irish%20Appe
http://www.cfe-eutax.org/sites/default/files/Summary%20of%20Irish%20A
http://www.budget.gov.ie/Budgets/2015/Documents/Economic%20Impact%20of%20the%20F
http://www.budget.gov.ie/Budgets/2015/Documents/Economic%20Impact%20of%20the%20FD
http://www.budget.gov.ie/Budgets/2015/Documents/Economic%20Impact%20of%20the%20FD
https://www.agriculture.gov.ie/agri-foodindustry/euinternationalpolicy/commonagriculturalpolicycap/capbeneficiariesdatabase/(letzter
http://www.cfe-eutax.org/sites/default/files/Summary%20of%20Irish%20Appeal%20Grounds.pdf
http://www.cfe-eutax.org/sites/default/files/Summary%20of%20Irish%20Appeal
https://www.agriculture.gov.ie/agri-foodindustry/euinternationalpolicy/commonagriculturalpolicycap/capbeneficiariesdatabase/(letzter
http://www.budget.gov.ie/Budgets/2015/Documents/Economic%20Impact%20of%20the%20FDI%20sector.pdf
http://www.budget.gov.ie/Budgets/2015/Documents/Economic%20Impact%20of%20the%20FDI%20


Irland

Eine Spaltung der  irischen  Regierung konnte  verhindert  werden.  Sie  gewann einen
parlamentarische  Antrag,  Berufung gegen  die  Entscheidung der  Kommission  vor  dem
Gerichtshof der Europäischen Union einzulegen. Auch Apple lehnt die Entscheidung ab
und hat einen Rechtsbehelf auf den Weg gebracht.

Der  Fall  Apple/Irland hat  eine  viel  breitere  Debatte  über  das  internationale Steuer-
system entfacht. Er hat möglicherweise weitreichende Konsequenzen für einige der welt-
weit reichsten Unternehmen sowie für EU-BürgerInnen und -Regierungen.

Ein zweites Risiko für Irlands wirtschaftliche Stabilität ist der EU-Austritt Großbritan-
niens. Irland wird wahrscheinlich mehr als jeder andere Mitgliedstaat negativ davon beein-
trächtigt sein. Die Regierung hat den Brexit als die „größte bevorstehende Bedrohung für
die irische Wirtschaft“8 beschrieben. Irland ist stark von Großbritannien als Handelspart-
ner abhängig – 17 Prozent aller irischen Exporte gehen nach und umgekehrt 14 Prozent
aller Importe kommen aus Großbritannien. Einige Sektoren – vor allem der Agrar- und
Lebensmittelsektor – sind besonders auf den britischen Markt angewiesen. Ein Abkom-
men, das Grenz- und Zollkontrollen wiedereinführt, gefährdet die irische Wirtschaft. Die
Möglichkeit eines Austritts ohne Abkommen ist sogar noch riskanter.

Im Weißbuch der britischen Regierung wird „ein weitreichendes, mutiges und ambitio-
niertes Freihandelsabkommen und (...) ein für beide Seiten vorteilhaftes Zollabkommen
mit der EU“9 angestrebt. Irland unterstützt die engst mögliche Handelsbeziehung zwischen
Großbritannien und der Union. Allerdings werden die Verhandlungen über die Bedingun-
gen  der  zukünftigen  Handelsbeziehungen  nicht  beginnen,  ehe  man  sich  nicht  zu  den
zentralen Sachverhalten des Austritts geeinigt hat. Deshalb werden die Folgen des Brexit
auf die irische Wirtschaft bis dahin nicht völlig klar sein – die Krisenplanungen Irlands
laufen jedoch bereits, um möglichen Risiken besser begegnen zu können.10 

Agrarpolitik 

Der  Agrar-,  Lebensmittel-  und  Getränkesektor  war  2016  mit  Exportsteigerungen  von
geschätzten 2 Prozent und einem Wert von über 11,15  Mrd. Euro einer der wichtigsten
Wirtschaftssektoren Irlands.  Das Hauptziel der Exporte im Agrarsektor war 2016 mit 37
Prozent das Vereinigte Königreich – trotz eines Rückgangs von 8 Prozent im Vergleich
zum  Vorjahr.11 Dieser  Rückgang  resultierte  aus  Unsicherheit  und  Wechselkurs-
schwankungen aufgrund des Brexit, wurde jedoch weitestgehend durch stärkere Markt-
diversifizierung und gestiegene Exporte nach Nordamerika, China und dem Rest Asiens
ausgeglichen. Irland ist auch ein bedeutender Importeur von Lebensmitteln: 2016 impor-
tierte Irland fast 2,8 Mrd. Euro an Lebensmitteln aus Großbritannien.12

Aufgrund der aktuellen Ungewissheit über die Details des endgültigen Brexit-Abkom-
mens ist  das  Ausmaß der  Auswirkungen des  Austritts  des  Vereinigten Königreichs auf
Irlands Agrar- und Lebensmittelsektor noch unklar.13

8 Irish Government: Ireland and the Negotiations on the UK’s Withdrawl from the European Union: The
Government’s Approach, Mai 2017, S. 35.

9 HM Government:  The United  Kingdom’s  Exit  from and  New Partnership  with  the  European  Union,
CM9417, February 2017.

10 Irish Government: Ireland and the Negotiations on the UK’s Withdrawl from the European Union: The
Government’s Approach, Dublin 2017, Annex 1.

11 BordBia.ie: Factcheet on the Irish Agriculture and Food and Drink Sector, 2017.
12 Irish Farmers’ Association (IFA): Brexit: The Imperatives for Irish Farmers and the Agri-Food Sector, IFA

Policy Paper, March 2017, S. 7.
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Eine besonders akute Herausforderung für den Sektor ist die potentielle Bedrohung für
die durchlässige Landesgrenze zwischen Irland und Nordirland, welche zur Bildung eines
hochintegrierten, die gesamte Insel umfassenden Agrar- und Lebensmittelsektors geführt
hat – so werden einige Produkte während der Lebensmittel- und Endverarbeitung mehr-
mals über die Grenze bewegt.

Das Vereinigte Königreich ist ein Nettozahler in den EU-Haushalt, deshalb beeinflusst
sein Austritt ebenfalls die Gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen Union (GAP). Der
Verlust  der  Zahlungen würde das GAP-Budget  um 5 Prozent  beziehungsweise 3  Mrd.
Euro jährlich reduzieren und sich nachteilig auf die Zahlungen an Irland auswirken.14

Die Regierung hat sich darum bemüht, irische Sorgen an die anderen Mitgliedstaaten zu
kommunizieren,  wichtigen  nationalen  Agenturen  zusätzliches  Personal  zugewiesen  und
eine 150 Mio. Euro großen Fonds zur Unterstützung von Agrar- und Lebensmitteldarlehen
eingerichtet, die für Landwirte über kostengünstige Kredite verfügbar sind.

Außenpolitik

2016 hat eine bemerkenswerte und unerwartete Veränderung im internationalen Umfeld
mit  sich  gebracht. Die  Wahl  von  Donald  Trump zum US-amerikanischen  Präsidenten
markierte das Ende der Verhandlungen zur Transatlantische Handels- und Investitionspart-
nerschaft (TTIP).15 Wegen der anhaltenden Konflikte in Syrien und anderen Teilen des
Nahen Ostens sowie in Afrika versuchen Flüchtlinge weiterhin, die europäischen Küsten
zu erreichen. Die irische Marine ist stark in der Rettung von Flüchtlingen im Mittelmeer
involviert. Das Marineschiff LÉ Eithne, hat seit Mai 2015 über 15.000 Migranten gerettet.
Irland hat  sich dazu verpflichtet,  dem EU-Umverteilungsprogramm beizutreten und die
Anzahl der Flüchtlinge, die jährlich aufgenommen werden zu erhöhen: 2016 hat sich die
Zahl bereits auf beinahe 400 verdoppelt.16 Im Juni 2017 wurde das Thema der Verteidi-
gung in den Fokus der Europäischen Union gerückt. Die Europäische Kommission gab ein
„Reflexionspapier“ mit dem Ziel heraus, eine öffentliche Debatte darüber anzuregen, wie
die Verteidigungskapazitäten bis 2025 entwickeln werden könnten. Die Frage der Verteidi-
gung ist für Irland besonders problematisch, da der Staat eine Politik der militärischen
Neutralität  verfolgt.  Zwar  beteiligt  sich  Irland  an  der  EU-Kampfgruppe,  lehnt  aber
dennoch ein integriertes EU-Verteidigungsabkommen ab. 

In einer Umfrage stimmten 57 Prozent der irischen Befragten zu, dass Irland Teil einer
verstärkten  Verteidigungs-  und  Sicherheitszusammenarbeit  der  Union  sein  sollte.17

Dennoch ist es unwahrscheinlich, dass eine kontroverse Debatte ausbricht,  bevor Fort-
schritte bei der Übereinkunft über Irlands Rolle in einem künftigen europäischen Verteidi-
gungsabkommen gemacht werden.

13 Trevor Donnellan/Kevin Hanrahan: Brexit: Potential Implications for the Irish Agri-Food Sector, Brexit
Paper 13/2016, S. 8.

14 IFA: Brexit: The Imperatives for Irish Farmers and the Agri-Food Sector, 2017, S. 10.
15 Siehe auch die Beiträge „Die Europäische Union und die USA“ und „Außenwirtschaftsbeziehungen“ in

diesem Buch.
16 Samantha Arnold/Emma Quinn: Resettlement of Refugees and Private Sponsorship in Ireland, in: ESRI

Research Series 55/2016, S. 8.
17 European Movement Ireland and Red C: Research Poll, April 2017.
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Irland

Brexit

Aufgrund Irlands geographischer Nähe zu Großbritannien und der gemeinsamen Landes-
grenze auf der irischen Insel sind erhebliche ökonomische, politische, diplomatische und
soziale Kosten mit dem Brexit verbunden. Zu den obersten Prioritäten der irischen Regie-
rung in den Brexit-Verhandlungen zählen nicht nur Handel und Wirtschaft, sondern auch
eine Verpflichtung zum Schutz des Friedensprozesses mit Nordirland und des Karfreitags-
abkommens, die Aufrechterhaltung des einheitlichen Reisegebiets (Common Travel Area,
CTA) sowie die Sicherung von Irlands Zukunft in einer starken Europäischen Union.18

Die irische Regierung hat ihr Anliegen um einen möglichst „weichen“ Brexit vehement
vorangetrieben. Dies hat zeitgleich eine starke Verteidigung der Interessen Nordirlands mit
sich gebracht. Die irische Regierung ist bestrebt, die irischen Sorgen zu kommunizieren
sowie  Anerkennung  für  die  einzigartigen  Herausforderungen,  mit  denen  sich  Irland
konfrontiert sieht, zu erlangen sollen. Seit Juni 2016 haben sich irische Minister und rang-
hohe Beamte über 400-mal mit EU-Vertretern getroffen. Die Regierung hat zudem einen
umfassenden Beratungsprozess mit dem „All-Island Civic Dialogue“ begonnen, Kabinetts-
sitzungen zum Brexit einberufen, zusätzliches Personal in Schlüsselpositionen eingestellt
und finanzielle Unterstützung der durch den Brexit bedrohten Sektoren beschlossen.19

All  diese  Anstrengungen  haben  gewisse  Erfolge  erzielt.  Der  Brief  der  britischen
Premierministerin Theresa May im März 2017, der den Art. 50 des Vertrages über die
Europäische Union auslöste, hat spezifisch Bezug auf Irland und den Schutz des Frieden-
sprozesses in Nordirland genommen. Bezüge zur besonderen Lage Nordirlands sind auch
in einer Mitteilung des Europäischen Rates vom 31. März und in einer Entschließung des
Europäischen Parlaments enthalten. Letzteres „fordert nachdrücklich, dass alle Mittel und
Maßnahmen im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union und dem Karfreitagsab-
kommen von 1998 dazu benutzt werden, die Auswirkungen des Austritts des Vereinigten
Königreichs auf die Grenze zwischen Irland und Nordirland abzuschwächen; besteht in
diesem Zusammenhang darauf,  dass  es  absolut  notwendig  ist,  für  die  Kontinuität  und
Stabilität des Friedensprozesses in Nordirland zu sorgen und alles zu unternehmen, um zu
vermeiden, dass wieder eine „harte“ Grenze entsteht“20.

Erfolgreich war die irische Regierung auch darin, beim Gipfeltreffen der Union vom 29.
April 2017 eine Erklärung zu erzielen, die die Möglichkeit einer Vereinigung Irlands aner-
kennt. Diese würde es Nordirland im Falle einer Vereinigung erlauben, automatisch EU-
Mitglied zu werden. Dies sei ein „verblüffender diplomatischer Coup“21 Irlands gewesen.
Die  Beziehungen  zu  wichtigen  EU-Institutionen  und  -Spitzen  wurden  ebenfalls  aktiv
gefördert. Der Chefunterhändler der Kommission, Michel Barnier, wurde dazu eingeladen,
eine Ansprache  vor einer  gemeinsamen Sitzung der  Kammern des  irischen Parlaments
(Oireachtas) zu halten. Diese Ehre ist normalerweise Staats- und Regierungschefs vorbe-

18 Irish Government: Ireland and the Negotiations on the UK’s Withdrawl from the European Union: The
Government’s Approach, 2017, S. 4.

19 Irish Government Publication: Brexit by Numbers, 2017, abrufbar unter:  https://merrionstreet.ie/en/EU-
UK/Brexit_by_numbers_FINAL_pdf.pdf (letzter Zugriff: 13.7.2017).

20 Europäisches Parlament: Entschließung des Europäischen Parlaments vom 5. April 2017 zu den Verhand -
lungen  mit  dem  Vereinigten  Königreich  nach  seiner  Mitteilung,  dass  es  beabsichtige,  aus  der
Europäischen Union auszutreten, Dok. (2017/2593(RSP)).

21 Stephen Collins: Kenny has delivered on first round of Brexit talks, in: Irish Times, 27.4.2017.
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halten. In seiner Ansprache versprach Barnier: „In diesen Verhandlungen werden Irlands
Interessen die Interessen der Union sein“.22

Dies deutet auf die Anerkennung und das Bewusstsein der besonderen Problemlagen
Irlands und Nordirlands auf der EU-Ebene hin. Die Position der Union spiegelt einige der
spezifischen strategischen Interessen Irlands und der Menschen in Nordirland, die gegen
den Brexit sind, wider. Die Einbeziehung einer Klausel über ein vereinigtes Irland findet
naturgemäß großen Anklang bei Nationalisten. Jedoch hat dies die nordirischen Unionisten
verärgert, sodass es zu einer Politisierung des Brexit in Nordirland kam. Schließlich ging
aus den Unterhauswahlen 2017 eine von den Konservativen geführte Minderheitsregierung
mit  der  nordirischen  Democratic  Unions  Party (DUP)  hervor.  Die  DUP,  die  den  EU-
Austritt unterstützt, gewann bei den Wahlen zwei Mandate hinzu und bestimmt nun das
Kräfteverhältnis in Westminster. Drei Mandate konnte Sinn Féin, die zweitgrößte Partei
Nordirlands, die sich für einen EU-Verbleib ausspricht, zulegen.23 Alle anderen moderaten,
unionistischen und nationalistischen Parteien verloren hingegen ihre Sitze im Unterhaus.

Die veränderte politische Landschaft in Großbritannien und Nordirland verkompliziert
den Brexit  (und möglicherweise auch dessen zeitlichen Ablauf).  Die DUP ist  zwar für
einen Brexit, dieser sollte jedoch nicht nordirischen Kerninteressen entgegenlaufen. Wie
diese Position von der britischen Regierung, die einen „harten“ Brexit anstrebt und der
Union aufgenommen werden kann, ist unklar. Sinn Féin lehnt den Brexit scharf ab und
unterstützt nun einen „special deal“ für Nordirland als Teil der Austrittsverhandlungen.
Einen Position, die wiederum die DUP ablehnt. Sinn Féin sprach sich auch für ein Refe-
rendum über  ein  geeintes  Irland  aus,  was  Nordirland  einen  EU-Verbleib  ermöglichen
würde. Der Brexit befördert deutlich die unterschiedlichen Interessen der beiden größten
Parteien zu Tage. Noch besorgniserregender ist jedoch, dass dies zu einer weiteren Polari-
sierung im politischen System Nordirlands führen könnte.  

Öffentliche Meinung

Die Entscheidung für den Brexit hat auch eine Debatte in Irland über die aktuellen und
künftigen Beziehungen zur Union angestoßen. Im Zuge dessen wurden Stimmen laut, dass
der effektivste Weg, die Risiken zu minimieren, die der Brexit birgt, in einem EU-Austritt
Irlands bestehen würde. Diese Sicht beschränkt sich auf eine geringe Anzahl von Europas-
keptikerInnen und kleineren Parteien an den Rändern des politischen Spektrums. Keine
führende Partei  oder  zivilgesellschaftliche  Akteure  unterstützen einen sogenannten  „Ir-
exit“. In der öffentlichen Meinung spiegelt sich auch weiterhin eine starke Unterstützung
für den EU-Verbleib Irlands wider. In Umfragen widersprachen 67 Prozent der Befragten
der Aussage, dass Irland ohne die Europäische Union besser gestellt  sei. Damit belegt
Irland  im  EU-Vergleich  den  siebten  Platz.24 Außerdem sprachen  sich  88  Prozent  der
Befragten für einen EU-Verbleib aus.25 Eine große Mehrheit der Befragten (82 Prozent),
ist der Überzeugung, dass sich die britischen Wähler für einen EU-Verbleib des Vereinig-
ten Königreiches aussprechen hätten sollen. Dies entspricht nahezu dem Versprechen der
Regierung, Irlands Zukunft in einer starken Union sichern zu wollen.

22 European Comission: Speech by Michel Barnier at the Joint Houses of the Oireachtas, 11.5.2017, abruf-
bar unter: http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-17-1276_en.htm (letzter Zugriff: 13.7.2017).

23 Sinn Féin verfolgt eine Politik der Abwesenheit und nimmt seine Sitze in Westminster nicht wahr. 
24 European Commission: Standard Eurobarometer 86: Public Opinion in the European Union – Ireland, Au-

tumn 2016.
25 European Movement Ireland and Red C: Research Poll, April 2017.
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